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Der Bundesminister für Verkehr 

L 6 — 610 — 2 — 2317 B/60 


Bonn, den 22. November 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verbesserung der Flugsicherung und der Luftverkehrs- 
lenkung 


Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2214 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP wird wie 
folgt beantwortet: 

Zu 1. 

In allen Fragen der Flugsicherung und Luftverkehrs- 
lenkung ist eine enge betriebliche, technische und 
administrative Zusammenarbeit zwischen den zu- 
ständigen zivilen und militärischen Dienststellen 
gewährleistet. Diese Zusammenarbeit beginnt auf 
der untersten Ebene bei der täglichen und stünd- 
lichen Koordinierung der zivilen und militärischen 
Flugbewegungen durch die zuständigen Flugsiche- 
rungs-Kontrollstellen der Bundesanstalt für Flug- 
sicherung, der Bundeswehr und der Stationierungs- 
streitkräfte. Die Schwerpunkte dieser betrieblichen 
Zusammenarbeit liegen z. Z. auf der Koordinierung 
der Luftverkehrslenkung im Raum um und westlich 
von Frankfurt und im westlichen Baden-Württem- 
berg, wo eine hohe Anzahl von Flugbewegungen 
der amerikanischen bzw. französischen Stationie- 
rungsstreitkräfte zu verzeichnen ist, ferner in dem 
Nahverkehrsbereich der deutschen Luftwaffe west- 
lich von München und in dem von der britischen 
Luftwaffe stark in Anspruch genommenen Raum 
westlich von Düsseldorf. Besonders eng arbeiten 
auch die zivile Flugsicherung und die militärischen 
Dienststellen zusammen in der Kontrolle des oberen 
Luftraumes. 

Die zivil/militärische Zusammenarbeit erstreckt sich 
ferner auf die Koordinierung betrieblicher und tech- 
nischer Planungen zwischen der Zentralstelle der 
Bundesanstalt für Flugsicherung einerseits und der 
Zentrale für militärische Flugsicherung, dem Amt 


für Wehrtechnik und Beschaffung und den Haupt- 
quartieren der Stationierungsstreitkräfte anderer- 
I seits; hierbei vollzieht sich die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Bundesanstalt für Flugsicherung und der 
i Bundeswehr auf der Grundlage des hierüber be- 
stehenden Verwaltungsabkommens zwischen dem 
Bundesminister für Verkehr und dem Bundesmini- 
ster für Verteidigung vom 30. April 1959. Die oberste 
Instanz dieser Zusammenarbeit im Bundesgebiet ist 
der „Ständige Ausschuß zur Koordinierung der Luft- 
fahrt", in dem der Bundesminister für Verkehr, der 
Bundesminister für Verteidigung und die Regierun- 
gen der Stationierungsstreitkräfte vertreten sind 
(s. auch Antwort auf Frage 2). Diese dauernde und 
enge Zusammenarbeit bietet die Gewähr dafür, daß 
I etwaige Mängel, soweit sie auf einer unzureichen- 
den Koordinierung beruhen, mindestens einer der 
beteiligten Stellen frühzeitig offenbar werden und 
daß in gemeinsamer Bemühung und gegenseitiger 
Unterstützung Abhilfe geschaffen werden kann. 

Zu 2. 

, Die Bundesregierung ist nach reiflicher Überlegung 
I zu der Auffassung gekommen, daß zum gegenwärti- 
i gen Zeitpunkt keine Notwendigkeit besteht, eine 
zentrale Bundesluftfahrtbehörde zu schaffen. Grund- 
legende organisatorische Änderungen des einge- 
: spielten Verwaltungsapparats könnten die weitere 

Entwicklung eher verzögern als beschleunigen. 

i 

j Soweit im zivilen Bereich eine über die derzeitigen 
Zuständigkeitsverhältnisse hinausgehende Zentrali- 
sierung der Verwaltungsarbeit erforderlich erscheint, 

' erstrebt die Bundesregierung, dieses Ziel mit Hilfe 
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des zu seiner Verkündung anstehenden Gesetzes 
über die Einfügung eines Artikels über die Luftver- 
kehrsverwaltung in das Grundgesetz und durch ein 
Gesetz über Zuständigkeiten in der Luftverkehrs- 
verwaltung, über dessen Entwurf der gemeinsame 
Vermittlungsausschuß des Bundestages und des 
Bundesrates am 8. Dezember 1960 beraten wird, zu 
erreichen. 

Für die zivil/militärische Zusammenarbeit sind 
außer der Bundeswehr auch die amerikanischen, 
französischen und britischen Stationierungsstreit- 
kräfte in der Bundesrepublik maßgebliche Partner 
der zivilen Luftfahrtverwaltung. Die Stationierungs- 
streitkräfte könnten aber nicht in eine nationale 
zentrale Luftfahrtbehörde eingegliedert werden. Um 
jedoch die Zusammenarbeit der zivilen Luftfahrtbe- 
hörden auch mit den Stationierungsstreitkräften in 
der Bundesrepublik zu gewährleisten, hat sich der i 
durch den Vertrag über die Beziehung zwischen der 
Bundesrepublik und den Drei Mächten gebildete 
„Ständige Ausschuß zur Koordinierung der Luft- 
fahrt“ seit Juni 1956 bewährt. In diesem Ausschuß 
wird über alle gemeinsamen zivilen und militäri- 
schen Luftfahrtangelegenheiten beraten und ent- 
schieden. Der Ausschuß hat bisher in 20 Voll- und 
25 Arbeitsgruppensitzungen 83 einzelne Koordinie- 
rungsprobleme behandelt und davon 74 einer Lö- ; 
sung zugeführt (siehe Anlage). Allerdings ziehen sich : 
die Beratungen des Ausschusses bis zur endgültigen 
Beschlußfassung oft über einen unerwünscht langen j 
Zeitraum hin. Es wird angestrebt, die Arbeit des 
Ausschusses zu intensivieren und zu beschleunigen, 
um somit eine größere Anzahl noch offener Pro- 
bleme lösen zu können. Dies ist in erster Linie eine ’ 
Frage des für die vorbereitenden Arbeiten und für : 
die Durchführung der Beschlüsse zur Verfügung ste- ! 
henden Personals in den beteiligten Verwaltungen. ^ 

Zu 3. 

Die Bundesregierung bleibt bemüht, den kontrollier- 
ten Luftraum in dem Maße, in dem die Luftverkehrs- 
verhältnisse dies erfordern, nach oben auszudehnen. 
Nach der Umwandlung einer Reihe von Luftwegen 
in Luftstraßen und Anhebung der Obergrenzen die- 
ser Luftstraßen auf die einheitliche Höhe von etwa 
6000 m wurde am 1. Oktober 1959 mit der Einfüh- 
rung der Verkehrskontrolle für den darüber liegen- 
den Luftraum der bisher wichtigste Schritt in dieser 
Richtung getan. Die zunächst noch unvollkommenen 
Mittel, die Umstellung auf weitgehend neuartige 
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Prinzipien und die noch fehlenden gründlichen Er- 
fahrungen in der flugsicherungsmäßigen Behand- 
lung strahlgetriebener Verkehrsflugzeuge führten 
zu der bewußten Beschränkung der neu eingerich- 
teten oberen Kontrollbezirke auf den Höhenbereich 
zwischen etwa 6000 m und 8000 m. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt, in enger Zusammenarbeit 
mit den Nachbarstaaten und den internationalen Or- 
ganisationen ICAO und NATO, diesen Bereich nach 
Maßgabe der flugbetrieblidien Praxis, der zur Zeit 
gewonnenen Erfahrungen, der verfügbaren techni- 
schen Mittel und des hinreichend ausgebildeten Per- 
sonals zu gegebener Zeit schrittweise nach oben 
auszudehnen. Dabei sind jedoch alle übereilten 
Maßnahmen zu vermeiden, die im Hinblick auf die 
in Kürze anlaufenden praktischen Arbeiten der in 
wenigen Jahren für diesen Luftraum voll verant- 
wortlichen EUROCONTROL-Organisation zu unnöti- 
gen Investitionen und unrentabler Doppelarbeit füh- 
ren könnten. 

Zu 4. 

Die Koordinierung der zivilen und militärischen 
Flugsicherung im Bereich der NATO-Staaten liegt 
bei dem seit 1955 bestehenden NATO-Ausschuß für 
europäische Luftraumkoordinierung (CEAC). Zum 
Zwecke einer einheitlichen Flugsicherung und Luft- 
verkehrslenkung zunächst im oberen Luftraum über 
den sechs zentralen europäischen Staaten (Bundes- 
republik, BENELUX-Länder, Frankreich und Ver- 
einigtes Königreich) wird am 13. Dezember 1960 der 
Vertrag über die zivil/militärische Gemeinschafts- 
organisation EUROCONTROL unterzeichnet werden. 
Die Bundesregierung sieht hierin eine Möglichkeit, 
zu einer noch engeren Zusammenarbeit im Bereich 
der NATO-Staaten kommen zu können. Eine wei- 
tere Möglichkeit zur Verbesserung des Zusammen- 
spiels auf dem Flugsicherungsgebiet sieht die Bun- 
desregierung darin, durch verstärkte Bearbeitung 
der militärischen Flugsicherungsfragen bei den 
NATO-Kommandobehörden die beträchtlichen natio- 
nalen Unterschiede bei der Militärluftfahrt der be- 
teiligten Staaten zu beseitigen. Hiermit soll eine 
Vereinheitlichung erreicht werden, die bisher nur in 
der Zivilluftfahrt auf Grund des Abkommens über 
die Internationale Zivilluftfahrt (ICAO) vom Dezem- 
ber 1944 besteht. Die Bundesregierung wird sich in 
dieser Frage erneut an den NATO-Rat wenden. 

Seebohm 
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Anlage 


Ständiger Ausschuß zur Koordinierung der Luftfahrt in der Bundesrepublik Deutschland 


Ständige Mitglieder 

Der Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik 
Deutschland (Vorsitz und Sekretariat) 

Der Bundesminister für Verteidigung der Bundes- 
republik Deutschland 

Die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 

Die Regierung des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland 

Die Regierung der Französischen Republik 


Zusammenstellung der Koordinierungsthemen, über 

die der Ausschuß als oberste Instanz der Bundes- 
republik Deutschland bisher entschieden hat 

Juni 1956 bis April 1957 

1. Änderung der Luftverkehrsregeln 
(Erleichterungen in der Abgabe von Flugplänen 
durch Verzicht der Stationierungsstreitkräfte 
auf ihre Unterrichtung über alle zivilen Flüge 
in der Bundesrepublik Deutschland) 

2. Fluglärmbekämpfung 

(Festlegung von Mindestflughöhen für militäri- 
sche Luftfahrzeuge und eines Meldeverfahrens 
für störende Tiefflüge) 

3. Vereinheitlichung der Verfahren zur Berück- 
sichtigung militärischer Interessen bei der Ge- 
nehmigung von Segelfluggeländen 

4. Neuausrichtung der Luftstraße Basel-Frankfurt 
unter Berücksichtigung des in diesem Raume 
stattfindenden militärischen Flugbetriebes 

5. Änderung der Grenzen des Nahverkehrsberei- 
ches Hannover 

6. Vereinheitlichung des Genehmigungsverfahrens 
für Landungen ziviler Luftfahrzeuge auf militä- 
rischen Flugplätzen 

7. Herbeiführung eines gemeinsamen Standpunk- 
tes über die einheitliche Anwendung der Höhen- 
messereinstellung 

8. Abstimmung der Verfahren für die Luftübung 
Whipsaw/Stronghold 

9. Durchführung von Rundflügen über Berlin 

10. Einheitliche Bezeichnung von Luftfahrteinrich- 
tungen 

1 1. Grundsätzliche Koordinierungsverfahren bei der 
Planung von Luftübungen 

12. Einrichtung einer militärischen Kontrollzone 
Grafenwöhr 

13. Verlegung der Navigationshilfen bei Bochum 


14. Vereinheitlichung der Bord-zu-Bord-Sichtsignale 
zwischen militärischen und zivilen Luftfahrzeu- 
gen 

15. Unterrichtung der militärischen Mitglieder über 
Änderungen zu den Anhängen 2 und 11 des 
Abkommens über die Internationale Zivilluft- 
fahrt 

16. Festlegung von Grundsätzen über die gemein- 
same zivil/militärische Benutzung des Luftrau- 
mes 

April 1957 bis Dezember 1957 

17. Vereinheitlichung des Luftstraßensystems in 
der Bundesrepublik Deutschland durch Um- 
wandlung von Luftwegen in Luftstraßen 

18. Vereinheitlichung militärischer Nahverkehrs- 
bereiche durch Umwandlung von Wolkendurch- 
stoßgebieten der britischen Stationierungs- 
streitkräfte in Nahverkehrsbereiche 

19. Ausgliederung der militärischen Kontrollzone 
Fürstenfeldbruck aus dem zivilen Nahverkehrs- 
bereich München und Neuausrichtung der Luft- 
straßen Grün 4 und Blau 6 

20. Erweiterung des militärischen Kontrollbezirks 
Fürstenfeldbruck und Festlegung neuer Grund- 
sätze für die Benutzung der Gefahrengebiete 
10, 21 und 25 

21. Vereinheitlichung der Grundsätze für die Fest- 
legung von Steig- und Sinkflugräumen für Dü- 
senverkehrsflughäfen 

22. Änderung und Vereinheitlichung der Zeit, in 
der Nachtflüge durchgeführt werden können 

23. Zustimmung zur Einrichtung der militärischen 
Kontrollzonen Straubing, Illesheim und Schwä- 
bisch Hall 

24. Beschluß über die regelmäßige Überprüfung 
militärischer Gefahrengebiete 

Dezember 1957 bis August 1958 

25. Gemeinsame Vorbereitung für die IV. Flug- 
sicherungs-Regionalkonferenz der ICAO 

26. Einrichtung des Gefahrengebietes Ehra-Lessien 

27. Einrichtung des Gefahrengebietes Hammelburg 

28. Einrichtung des Gefahrengebietes Schwarzen- 
born 

29. Einrichtung des Gefahrengebietes Gernsheim 

20. Vereinheitlichung der Verfahren für Flüge mili- 
tärischer Luftfahrzeuge durch zivile Nahver- 
kehrsbereiche und Kontrollzonen 

31. Erweiterung der Luftabwehr-Erkennungszone 
(ADIZ) im norddeutschen Raum 
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32. Festlegung der Koordinierungsverfahren zwi- 
schen Flügen in der Luftstraße Rot 15 und im 
Luftweg 200 und dem militärischen Flugbetrieb 
auf dem Fliegerhorst Brüggen 

33. Festlegung einheitlicher Verfahren für die Ge- 
nehmigung von Bauvorhaben innerhalb der 
Bauschutzbereiche militärischer Flugplätze 

34. Festlegung gemeinsamer Grundsätze für die Zu- 
teilung von Funkfrequenzen an militärische 
Flugplätze aus dem Bereich 118 bis 132 MHz 

35. Erweiterung der Luftabwehr-Erkennungszone 
im süddeutschen Raum 


August 1958 bis Juni 1959 

36. Festlegung von Koordinierungsverfahren für 
die Führung militärischer Luftfahrzeuge durch 
zivile Lufträume unter Radarkontrolle 

37. Neuausrichtung der Luftstraßen Rot 10 und 
Grün 1 unter Berücksichtigung des militärischen 
Flugbetriebes in diesem Raum 

38. Vereinheitlichung der Flugsicherungsverfahren 
für Flüge ziviler Luftfahrzeuge in militärischen 
Nahverkehrsbereidien 

39. Einrichtung des Gefahrengebietes 25 

40. Einrichtung des Gefahrengebietes Hammelburg 

41. Einriditung des Gefahrengebietes Daaden 

42. Einrichtung des Gefahrengebietes Garlstedt 

43. Änderung des Genehmigungsverfahrens für 
Landungen ziviler Luftfahrzeuge auf militäri- 
schen Flugplätzen 

44. Vorbereitung der Luftübung Full Play 

45. Festlegung vereinheitlichter Verfahren zur Ver- 
meidung von Störungen des Eisenbahnverkehrs 
durch militärische Fallschirmübungen 

Juni 1959 bis Februar 1960 

46. Fluglärmbekämpfung 

(Änderung der Mindestflughöhen für militäri- 
sche Luftfahrzeuge und des Verfahrens zur Mel- 
dung störender Tiefflüge) 

47. Erweiterung des Gefahrengebietes Meppen 

48. Ausklammerung des Landeplatzes Haßfurth- 
Mainwiesen aus der Luftabwehr-Erkennungs- 
zone (ADIZ) 


52. Untersuchung über einheitliche Flugsicherungs- 
verfahren für den oberen Luftraum 

53. Einrichtung eines Gebietes mit Flugbesdirän- 
kung innerhalb des Gefahrengebietes Nordhorn 

54. Überprüfung der Gefahrengebiete 10, 21 und 25 
auf Grund der geplanten Neuausrichtung der 
Luftstraßen Gelb 9 und Rot 11 

55. Fluglärmbekämpfung über München 

56. Teilweise Umstellung des in der Luftfahrt ange- 
wandten Systems von Maßeinheiten auf metri- 

i sehe Maße 

57. Einheitlidie Änderung der Zeit, in der Nacht- 
flüge durchgeführt werden können 

i 

j Februar 1960 bis November 1960 

I 58. Einheitliche Änderung der Sichtflugregeln 

I 59. Neuausrichtung der Luftstraße Grün 1 

I 60. Einheitliche Einführung des Standardhöhen- 

' messerverfahrens in der Bundesrepublik 

I Deutschland 

, 61. Festlegung der Flugsicherungsverfahren für die 

' Segelflugweltmeisterschaften 1960 

j 62. Einrichtung des Gefahrengebietes Hollfeld 

j 63. Änderung des Gefahrengebietes Munster La- 

I ger/Hohne 

i 64. Festlegung gemeinsamer Grundsätze über die 
Veröffentlichung von Luftaufnahmen, die aus 
militärischen Luftfahrzeugen gefertigt wurden 

65. Überprüfung der Grundsätze über Kunstflüge 
militärischer Luftfahrzeuge in zivilen Lufträu- 
men 

66. Vereinheitlichung der Obergrenzen von Sperr- 
und Gefahrengebieten 

67. Beschluß ' über die Teilnahme von Vertretern 
der lATA an Sitzungen des Ständigen Aus- 
schusses 

68. Vereinheitlichung der Quadrantenflugregeln im 
oberen Luftraum 

69. Verbot militärischer Tiefflüge über dem Hafen- 
gebiet von Nordenham 

70. Festlegung einheitlicher Anmeldeverfahren für 
die Aufstiege von Radiosondenballonen 

7 1 . Vereinheitlichung der Grundsätze für die Geneh- 
migung von Landeplätzen und Segelfluggelän- 
den in der Luftabwehr-Erkennungszone 


49. Verfahren zur Sicherung des zivilen Luftver- 
kehrs auf der Luftstraße Gelb 7 gegenüber den 
Gefahrengebieten 41 und 46 

50. Einrichtung des Gefahrengebietes Reiteralpe 

51. Vereinheitlichung der Verfahren zur Genehmi- 
gung von Kunstflügen militärischer Luftfahr- 
zeuge in zivilen Lufträumen 


j 72. Neuausrichtung des militärischen Nahverkehrs- 
bereiches Oldenburg 

73. Erweiterung des militärischen Nahverkehrs- 
bereiches Fürstenfeldbruck und Neuausrichtung 
der Luftstraße Blau 6 

74. Einrichtung der militärischen Nahverkehrs- 
bereiche Eider und Ingolstadt. 
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